
356 der Beilagen zu den stenographisruen Protokollendes Nationalrates XII. GP. 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (312 der Bei-I Der Finanz- und Budgetausschuß hat die Re­
lagen): Vertrag zwischen der Republik öster- gierungsvor'lage am 4. März 1971 in Gegenwart 
reich und der Volksrepublik Polen zur Rege- d~s Bundesministers für Auswärtige Ange1egen-

lung bestimmter finanzieller Fragen heiten Dr.· Kir c h s chI ä ger sowie des Bun-
. desministers G rat z der VOr'beratung unter-

Die Bundesregierung hat am 25. Jänner 1971 zo.gen.Nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
dem Nationalrat den obgenannten Vertrag vor- Mac h u fl z e und Dr.B r 0 es i g k e sowie des 
gelegt, der Idas Ergebnis zwischenstaatlicher Ver- Bundesministers Dr. Kir c h s eh 1 ä ger wurde 
handlungen mit dem Ziele darstellt, von Polen mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem Hohen 
eine Entschädigung für die enteigneten öster-Hause die Genehmigung des Vertrages zu 
reichischen Vermögenswerte zu erhalten. Diese empfehlen. 
Verhandlungen reichen bis in das Jahr 1958 zu- Der Ausschuß ist der Meinung, daß in diesem 
rück. Im Jänner bzw. Feber 1970 konnte über Falle die Erlassung eines Bundesgesetzes - im 
denVertragsinhalt weitgehende Annäherung er- Sinne ,des Artikels 50 Acbs. 2 B-VGin der ge1-
zielt werden, nicht jedoch über' die Höhe dertenden Fassung _ zur überführung ,dieses Verc 
Entschädigungen und die Zah'lungslbedingungen. tragsinhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
Aus der überlegung, daß unter . Iden gegebenen nicht notwendig ist. 
politischen Umstänoen eine höhere Summe nicht Als Er"belbnis seiner Beratung stellt der Aus-
mehr erreichbar sein werde und insbesondere im 
Hinhlick auf das zunehmende Alter der Betroffe" schuß somit den An t rag, der Nationalrat 

. wolle dem von der Bundesregierung vorgelegten 
nen, stifi1mte die österreichisdle Delegation auf d Vertrag zwis·chen der Republik österreiffi un 
Tagungen im Juni und Juli 1970 schließlich ,einer der Volksrepublik Polen zur Regelung bestimm-
Entschädigungssumme von 71'5 Millionen Sffiil- ter finanzieller Fragen samt Briefwechsel (312 der 
ling zu. Die Volksrepublik Polen eroringtdiese Beilagen) die verfassungsmäßige Genehmigung er­
Leistung iil zwölf Jahresraten. Die Verteilung teilen. 
dieser Summe ist ausschließlich Sache der Repu-
blik österreich. . Wien, am 4. März 1971 

Windsteig 
Berichterstatter 

Dr. Haider 
Obmannstellvertreter 
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